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Politische	Kommunikation	zwischen	Kultur	und	Recht	

Julius	Wedel	
Zielsetzung:	Ziel	dieses	Artikels	ist	es,	die	Rolle	der	Symbole	in	der	Politischen	Kommunikation	darzu-

stellen	und	diese	anhand	der	Gerechtigkeitsgrundsätze	einer	Gesellschaft	zu	bewerten.	

Theorie:	Innerhalb	dieses	Artikels	tragen	die	Werke	der	Soziologen	Emile	Durkheim,	Pierre	Bourdieu,	

Herbert	Blumer	und	der	Philosophen	John	Rawls	und	Charles	Taylor	einen	wichtigen	Beitrag	zur	Be-

antwortung	der	Forschungsfrage	bei.	

Forschungsfrage:	Welche	Rolle	spielen	Symbole	in	der	Politischen	Kommunikation	bei	Kommunitaris-

ten	und	Liberalen?	

Methodik:	Die	Beantwortung	der	Forschungsfrage	basiert	auf	der	Darlegung	und	In-Bezug-Setzen	

verschiedener	wissenschaftlicher	Theorien,	um	eine	theoretische	Fundierung	des	Forschungsgegen-

standes	der	Politischen	Kommunikation	zu	erreichen.		

Fazit:.	Innerhalb	des	Beziehungsgeflechts	der	verschiedenen	Akteure	der	Politischen	Kommunikation	

herrscht	ein	Kampf	um	die	Deutungsmacht	von	Symbolen.	Symbolen	wird	in	der	Politischen	Kommu-

nikation	die	Rolle	zugewiesen,	die	Bedeutungen	politischer	Handlungen	zu	bestimmen,	damit	diese	

legitimiert	werden	können.	Bedeutungen	müssen	immer	auf	die	jeweiligen	Gerechtigkeitsgrundsätze	

einer	Gesellschaft	zu	beziehen	sein.	

Einleitung	
Politik	stellt	das	System	dar,	welches	für	die	Mitglieder	der	Gesellschaften	bindende	Entscheidungen	

hervorbringt.	Sie	besitzt	dadurch	für	jede	Person	eine	hohe	Relevanz	für	ihr	alltägliches	Leben,	auch	

wenn	dies	der	Person	nicht	ständig	bewusst	ist.	In	modernen,	demokratischen	Gesellschaften	stellt	

sich	immer	wieder	die	Frage,	auf	welchen	zentralen	Aspekten	das	gemeinschaftliche	Handeln	be-

gründet	werden	soll.	Gerade	in	Krisenzeiten	kann	die	Erkenntnis	erlangt	werden,	dass	die	Gesell-

schaft	innerlich	angespannt	ist	und	die	Gemeinschaft	nicht	immer	vollständig	die	politischen	Ent-

scheidungen	akzeptiert.	Politischer	Kommunikation	wird	die	Vermittlung	dieser	Entscheidungen	als	

Aufgabe	zugesprochen,	umfasst	allerdings	noch	weitaus	mehr.	Politische	Kommunikation	muss	in	

engem	Zusammenhang	mit	Politik	betrachtet	werden,	da	über	sie	die	Politik	mit	den	Mitgliedern	

einer	Gesellschaft	in	Kontakt	tritt.	Politisches	Handeln	muss	in	Demokratien	immer	vermittelt	und	

legitimiert	werden.	Von	vielen	unterschiedlichen	wissenschaftlichen	Disziplinen	wird	Politische	

Kommunikation	untersucht,	und	jede	besitzt	einen	anderen	Zugang	zu	ihr.	Dies	führt	dazu,	dass	das	

Forschungsfeld	keiner	wissenschaftlichen	Richtung	zugeordnet	werden	kann	und	die	Politische	
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Kommunikation	vor	den	unterschiedlichen	theoretischen	Hintergründen	ungreifbar	erscheint.	Ent-

scheidungen,	die	weitreichende	Auswirkungen	auf	die	Gesellschaft	besitzen,	werfen	automatisch	

unterschiedliche	Fragen	auf.	Wie	werden	diese	Entscheidungen	legitimiert?	Wie	können	sie	der	Ge-

sellschaft	am	besten	vermittelt	werden?	Welche	Einflussmöglichkeiten	besitzen	die	einzelnen	Akteu-

re	einer	Gesellschaft	auf	solche	Entscheidungen?	Um	einen	Ansatz	zu	finden,	der	all	diese	Fragen	

beantworten	kann,	muss	zunächst	das	weite	Forschungsfeld	der	Politischen	Kommunikation	genauer	

betrachtet	werden.	Danach	werden	die	Symbolbegriffe	von	den	Soziologen	Durkheim,	Bourdieu	und	

Blumer	behandelt.	Nach	ihnen	übernehmen	Symbole	in	der	Vermittlung	von	Bedeutungen	eine	wich-

tige	Funktion	in	Gesellschaften.	Fragen,	die	es	hier	zu	beantworten	gilt,	lauten:	Welche	unterschiedli-

chen	Symbolbegriffe	bestehen	in	der	wissenschaftlichen	Diskussion	und	welche	Auswirkungen	haben	

die	jeweiligen	Symbolbegriffe	auf	die	Politische	Kommunikation?	Im	letzten	Schritt	werden	mit	den	

Werken	der	Philosophen	Rawls	und	Taylor	zwei	unterschiedliche	Sichtweisen	auf	die	Gerechtigkeits-

grundsätze	einer	Gesellschaft	dargelegt,	damit	die	Verwendung	von	Symbolen	hinsichtlich	dieser	

Grundsätze	untersucht	werden	kann.	Auch	hier	kann	nach	den	Auswirkungen	gefragt	werden,	wel-

che	diese	verschiedenen	philosophischen	Richtungen	auf	Politische	Kommunikation	haben.	

Hyperkomplexe	Politische	Kommunikation		
In	der	Auseinandersetzung	mit	dem	Forschungsfeld	Politische	Kommunikation	fällt	schnell	auf,	dass	

es	keine	einheitliche	Vorstellung	und	Herangehensweise	an	dieses	gibt.	Selbst	die	Verständigung	

zwischen	den	Wissenschaften	darüber	was	als	Politische	Kommunikation	bezeichnet	wird	und	wie	sie	

zu	analysieren	sei,	ist	problematisch	(Jarren,	Sarcinelli	1998,	p.	13).	Bei	einer	ersten	Betrachtung	des	

Begriffs	Politische	Kommunikation	kann	dieser	allerdings	direkt	in	die	beiden	einzelnen	Bestandteile	

Politik	und	Kommunikation	unterteilt	werden.	Dadurch	eröffnen	sich	zwei	weite	Forschungsfelder	

mit	umfassenden	Theorierahmen,	die	als	Anleihen	für	einen	ersten	Zugang	zur	Politischen	Kommuni-

kation	herangezogen	werden	können.	

	 Eine	Möglichkeit,	Politik	einzugrenzen,	ist	die	Definition	des	Begriffs	als	aktives	Handeln	zur	

Beeinflussung	staatlicher	Macht.	Nach	dieser	Ansicht	wird	deutlich,	dass	Politik	durch	das	Handeln	

von	Personen	oder	Organisationen	direkte	Auswirkungen	auf	die	Bevölkerung	hat,	oder	aber	zumin-

dest	versucht,	auf	die	Instanzen	einzuwirken,	die	diesen	Einfluss	besitzen.	In	der	Forschung	wird	Poli-

tik	auch	als	Subsystem	zur	Generierung	allgemein	verbindlicher	Entscheidungen	beschrieben.	Aller-

dings	ist	das	Spektrum,	was	in	den	heutigen	Gesellschaften	als	Gegenstand	politischer	Entscheidun-

gen	gilt,	nahezu	unbegrenzt	(Saxer	1998,	p.	21).	Innerhalb	der	Politikwissenschaften	hat	sich	eine	

konzeptionelle	Unterscheidung	der	politischen	Inhalte	in	drei	Dimensionen	etabliert.	Diese	werden	

mit	den	englischen	Begriffen	Polity,	Politics	und	Policy	unterschieden.	Jede	Dimension	besitzt	zudem	

eine	Unterschiedliche	Relevanz	hinsichtlich	der	Ansprüche	an	die	Politische	Kommunikation.		
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	 Polity	befasst	sich	mit	der	Form	und	Struktur	des	institutionellen	Rahmens	in	dem	sich	Politik	

bewegt.	Kern	dieses	Aspekts	sind	die	verfassungsmäßigen	Strukturen	und	Ordnungen	einer	Gesell-

schaft.	Politics	umfasst	die	Prozesse	innerhalb	eines	politischen	Systems.	Besonderer	Fokus	liegt	da-

bei	darauf,	wie	einzelne	Akteure,	wie	z.B.	Parteien,	Politiker	und	Lobbyisten,	ihre	Interessen	durchzu-

setzen	versuchen.	Eine	Analyse	eines	Sachverhaltes	in	Bezug	auf	die	Politics	Dimension	untersucht	

vor	allem	Machtverhältnisse,	Akteur-Konstellationen	und	deren	Konflikte.	Die	Policy	Dimension	be-

zeichnet	die	inhaltliche	Ebene	von	Politik.	Sie	analysiert	die	politischen	Konflikte	und	die	Gestaltung	

gesellschaftlicher	Verhältnisse.	In	dieser	Dimension	werden,	den	konkreten	Politikfeldern	wie	Au-

ßenpolitik	zugeordnet,	die	Problemlösungen	aus	Interessen-	und	Zielkonflikten	zwischen	den	politi-

schen	Akteuren	untersucht	(Jarren,	Donges	2011,	p.	17).	

	 Kommunikation	ist	ein	Forschungsfeld	mit	einem	vergleichbar	großen	Ausmaß	an	Definitio-

nen,	wie	der	der	Politik.	Trotz	der	vielen	Möglichkeiten	sie	zu	definieren,	stimmen	die	meisten	Werke	

aus	der	Forschung	zur	Politischen	Kommunikation	überein,	dass	Kommunikation	ein	gesellschaftli-

ches	Totalphänomen,	mit	den	Merkmalen	der	Systemhaftigkeit	und	Multifunktionalität,	ist	(Saxer	

1998,	p.	26).	Diese	Multifunktionalität	führt	wiederum	dazu,	dass	Kommunikation	sowohl	als	Trans-

portmodell,	als	auch	als	Vermittlungsmodell	gesehen	werden	kann.	Bei	dem	Transportmodell	wird	

die	einseitige	Übertragung	von	Botschaften	und	deren	Information	untersucht.	Das	Vermittlungsmo-

dell	versteht	Kommunikation	als	wechselseitig	aufeinander	bezogenen	Prozess,	bei	dem	die	Akteure	

durch	Zeichen	mit	gemeinsam	geteilten	Bedeutungen	in	Interaktion	zueinander	treten.	Dadurch	wird	

Kommunikation	als	soziale	Handlung	aufgefasst	(Jarren,	Donges	2011,	p.18).	

	 Die	Aufteilung	des	Begriffs	Politische	Kommunikation	in	seine	Einzelbegriffe	hat	gezeigt,	in	

welchen	großen	wissenschaftlichen	Feldern	sich	der	Forschungsgegenstand	befindet.	Die	Schnitt-

menge	von	Politik	und	Kommunikation	ist	demnach	genauso	groß	wie	unübersichtlich.	

	 Wenn	Kommunikation	als	ein	Vorgang	zur	Bedeutungsvermittlung	verstanden	wird	und	Poli-

tik	als	ein	System	der	Gesellschaft	mit	dem	Ziel	der	Hervorbringung	allgemein	verbindlicher	Ent-

scheidungen,	dann	könnte	als	eine	abgeleitete	Definition	aus	der	Untersuchung	der	Wortbestandtei-

le	Politische	Kommunikation	als	ein	zentrales	Instrument	zur	Herstellung,	Durchsetzung	und	Begrün-

dung	von	Politik	angesehen	werden.	Doch	dies	würde	Kommunikation	nicht	allein	als	Mittel	der	Poli-

tik	darstellen,	sondern	mit	derselben	gleichsetzen	(Saxer	1998,	p.	25).	Um	ein	umfassendes	Ver-

ständnis	über	Politische	Kommunikation	zu	erlangen,	reicht	es	deswegen	nicht	aus,	den	Begriff	einzig	

in	Abhängigkeit	zu	seinen	Wortbestandteilen	und	der	damit	verbundenen	Forschung	zu	setzen,	son-

dern	darüber	hinaus	muss	er	näher	aus	den	verschiedenen	Perspektiven	der	unterschiedlichen	wis-

senschaftlichen	Richtungen,	die	Politische	Kommunikation	als	Forschungsgegenstand	behandeln,	

betrachtet	werden.	Dies	erweitert	den	Theorierahmen	unter	dem	Politische	Kommunikation	be-
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trachtet	werden	kann	und	führt	zu	der	Problematik,	dass	keine	eindeutige	Definition	des	Begriffs	

vorgenommen	werden	kann.	Laut	dem	Schweizer	Kommunikationswissenschaftler	Saxer	sieht	sich	

jeder,	der	versucht	Politische	Kommunikation	zu	definieren,	mit	der	Grenzenlosigkeit	und	Hyper-

komplexität	des	Forschungsfeldes	konfrontiert	(Saxer	1998,	p.	22).	Vor	diesem	Hintergrund	der	Hy-

perkomplexität	werden	nun	aus	den	wissenschaftlichen	Perspektiven	der	Politik-	und	Kommunikati-

onswissenschaft	sowie	der	Soziologie,	Definitionen	untersucht,	um	einen	Ansatzpunkt	für	die	Analyse	

der	Rolle	der	Symbole	in	der	Politischen	Kommunikation	zu	finden.	Die	Definitionen	werden	den	

wissenschaftlichen	Disziplinen	anhand	der	Profession	ihrer	Autoren	zugeordnet.	Exemplarisch	für	die	

Politikwissenschaft	definiert	Vowe	Politische	Kommunikation	als	„symbolische	Interaktion	im	Zu-

sammenhang	bindender	Entscheidungen	und	in	Form	unterschiedlicher	Grade	von	Öffentlichkeit	mit	

ihren	jeweiligen	Medien“	(Vowe	2003,	p.	527).	

Vowe	stellt	Kommunikation	in	den	Zusammenhang	mit	dem,	aus	der	Soziologie	stammenden,	theo-

retischen	Rahmen	des	Symbolischen	Interaktionismus.	Er	versteht	Kommunikation	demnach	als	so-

ziale	Handlung	zur	Generierung	von	Bedeutungen	durch	den	Austausch	von	Symbolen.	Politisch	wird	

dieses	Verständnis	von	Kommunikation,	wenn	diese	Bedeutungen	für	die	Öffentlichkeit	bindende	

Entscheidungen	darstellen.	Für	Vowe	gibt	es	unterschiedliche	Grade	an	Öffentlichkeit,	somit	ist	poli-

tische	Kommunikation	nicht	auf	einen	bestimmten	Bedeutungsraum	begrenzt,	sondern	kann	von	

wenigen	Personen	bis	hin	zur	ganzen	Gesellschaft	durchgeführt	werden.	Auch	gibt	es	keine	Begren-

zung	der	Medien,	der	Autor	erklärt,	dass	jeder	öffentliche	Grad	unterschiedliche	Medien	nutzen	

kann,	wodurch	die	Frage,	ob	die	Kommunikation	politisch	ist	oder	nicht,	einzig	an	der	bindenden	

Relevanz	dieser	für	die	Gesellschaft	festzumachen	ist.	Dadurch,	dass	Vowe	Politische	Kommunikation	

einzig	über	das	Kriterium	der	bindenden	Entscheidung	definiert,	muss	sein	Verständnis	von	Politik	

geklärt	werden,	denn	diese	Art	von	Entscheidungen	können	auch	außerhalb	eines	Politikverständnis-

ses,	das	die	Dimensionen	der	polity,	politics	und	policy	beschreibt,	umgesetzt	werden.		

	 Einen	anderen	Ansatz	hat	der	britische	Medien-	und	Kommunikationswissenschaftler	McNair	

hervorgebracht.	Er	hat	seine	Definition	von	Politischer	Kommunikation	selbst	in	drei	Abschnitte	un-

terteilt.	

“Political	Communication	as	„purposeful	communication	about	politics	[…]:	1.	All	forms	of	
communication	undertaken	by	politicians	and	other	political	actors	for	the	purpose	of	achieving	
specific	objectives.	2.	Communication	addressed	to	these	actors	by	non-politicians	such	as	vot-
ers	and	newspapers	columnists.3.	Communication	about	these	actors	and	their	activities,	as	
contained	in	news	reports,	editorials,	and	other	forms	of	media	discussion	of	politics”	(McNair	
2003,	p.	4).	

McNair	versteht	unter	Politischer	Kommunikation	eine	bewusst	zielgerichtete	Kommunikation	mit	

dem	Inhalt	Politik.	Er	definiert	Politische	Kommunikation	nicht	über	die	Art	der	Kommunikation,	son-
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dern	über	den	Urheber	dieser	und	deren	Inhalt.	Sein	Augenmerk	liegt	auf	den	Kommunikatoren	und	

deren	Kommunikationsvermögen,	weswegen	er	dadurch	drei	unterschiedliche	Wege	der	Kommuni-

kation	mit	politischem	Inhalt	aufweist.	Die	erste	Form	ist	jegliche	Kommunikation,	die	ein	politischer	

Akteur	unternimmt,	um	ein	bestimmtes	Ziel	zu	erreichen.	McNair	unterstellt	damit,	dass	die	Akteure	

Kommunikation	als	strategisches	Mittel	einsetzen.	Doch	dieses	wird	nicht	nur	einseitig	vom	politi-

schen	Akteur	des	Politikers	eingesetzt.	Im	zweiten	Punkt	wird	deutlich	gemacht,	dass	Politische	

Kommunikation	reziprok	zu	verstehen	ist,	und	somit	ist	auch	Kommunikation,	die	zum	politischen	

Akteur	zurück	fließt,	Politische	Kommunikation.	Im	dritten	Punkt	verdeutlicht	der	Autor	die	Position	

der	Medien.	Denn	nicht	nur	direkte	Kommunikation	zwischen	Akteuren	wird	als	Politische	Kommuni-

kation	verstanden,	sondern	auch	die	Berichterstattung	über	einen	am	direkten	Kommunikationspro-

zess	unbeteiligten	politischen	Akteur.	Aus	kommunikationswissenschaftlicher	Perspektive	greift	die-

ser	Punkt	das	Verhältnis	zwischen	Medien	und	Öffentlichkeit	auf.	Nicht	geklärt	wird	durch	diese	De-

finition,	ob	die	Medien	als	politischer	Akteur	gesehen	werden.	Mit	Ausnahmen	der	Politiker	be-

schreibt	McNair	nicht,	wer	seiner	Ansicht	nach	zu	den	politischen	Akteuren	gezählt	werden	darf.	

Weder	im	zweiten	Punkt,	in	dem	Wähler	und	Journalisten	lediglich	als	nicht	Politiker	ausgewiesen	

werden,	noch	im	dritten	Punkt,	wird	dies	deutlich.	Somit	stellt	sich	die	Frage,	ob	jeder	Bürger,	der	

wählen	darf,	automatisch	ein	politischer	Akteur	ist,	oder	er	unterschiedliche	Rollen	einnehmen	kann,	

die	ihn	sowohl	als	einen	politischen,	als	auch	als	einen	nicht	politischen	Akteur	einordnen	lassen.		

	 Einen	anderen	Ansatz	für	eine	Definition	mit	soziologischem	Hintergrund	wählen	Graber	und	

Smith:	

“The	field	of	political	communication	[…]	encompasses	the	construction,	sending,	receiving,	and	
processing	of	messages	that	potenzially	have	a	significant	direct	or	indirect	impact	on	politics.	
The	message	senders	or	message	receivers	may	be	politicians,	journalists,	members	of	interest	
groups,	or	private,	unorganized	citizens.	The	key	element	is	that	the	message	has	a	significant	
political	effect	on	the	thinking,	beliefs,	and	behaviors	of	individuals,	groups,	institutions,	and	
whole	societies	and	the	environments	in	which	they	exist.”	(Graber,	Smith	2005,	p.	479)	

Im	Kern	der	Definition	von	Graber	und	Smith	steht	der	Effekt,	den	die	politischen	Akteure	auf	die	

Gesellschaft	haben.	Kommunikation	sehen	sie	als	Prozess	zur	Vermittlung	von	Inhalten,	was	mehr	

der	kommunikationswissenschaftlichen	Sichtweise	auf	Politische	Kommunikation	entspricht.	Wer	

politischer	Akteur	ist	entscheidet	sich	durch	den	Grad	der	Politisierung	einer	Nachricht	und	ist	nicht	

auf	eine	bestimmte	Position	festgelegt.	Politisch	wird	die	Kommunikation,	wenn	sie	wesentliche	

Auswirkungen	auf	die	Politik	hat.	Dies	lässt	Raum	zu	hinterfragen,	was	das	Politische	ausmacht	und	

wie	Politik	und	nicht	Politik	unterschieden	werden	können,	bzw.	wie	festgesetzt	wird	was	Politik	

ausmacht.		
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	 Die	auffälligste	Einigkeit	der	unterschiedlichen	Perspektiven	besteht	somit	in	der	Uneinigkeit	

bezüglich	eines	eindeutigen	theoretischen	Hintergrundes,	unter	dem	Politische	Kommunikation	be-

trachtet	werden	soll.		

	 Allerdings	ist	festzuhalten,	dass	Einigkeit	darin	zu	bestehen	scheint,	dass	Politik	ein	hohes	

Maß	an	Öffentlichkeit	benötigt.	In	allen	Perspektiven	wird	den	Medien	dafür	eine	bedeutende	Rolle	

zugesprochen.	Nach	den	bisherigen	Erkenntnissen	bildet	sich	übergreifend	ein	Beziehungsgeflecht	

zwischen	Politik,	Medien	und	Öffentlichkeit.	Politischer	Kommunikation	wird	auch	in	allen	Perspekti-

ven	ein	Effekt	auf	die	Gesellschaft,	oder	Teile	dieser,	zugesprochen.	In	demokratischen	Gesellschaf-

ten	müssen	Entscheidungen	legitimiert	werden,	weswegen	auch	das	Verhältnis	von	Öffentlichkeit	

und	Legitimität	einen	Ansatzpunkt	liefern	kann,	welcher	die	Rolle	der	Symbole	in	der	Politischen	

Kommunikation	erklären	kann.		

	 Das	Beziehungsgeflecht	zwischen	Bürger,	Politik	und	Medien	besteht	nicht	alleine	dem	

Selbstzweck	der	Kommunikation	wegen,	sondern	besitzt	darüber	hinaus	auch	noch	die	Zwecke,	Öf-

fentlichkeit	herzustellen	und	Legitimität	für	die	Handlungen	der	politischen	Akteure	zu	gewährleis-

ten.	Die	zentrale	Bedeutung	des	Begriffs	Öffentlichkeit	wurde	lange	in	den	Sozialwissenschaften	nur	

unzureichend	ausgearbeitet.	Erst	Habermas	entwickelte	mit	seinem	Werk	Strukturwandel	der	Öffent-

lichkeit	ein	normatives	demokratisches	Modell	von	Öffentlichkeit	und	befruchtete	damit	einen	wis-

senschaftlichen	Diskurs,	zu	dem	Dahrendorf	und	vor	allem	Luhmann	mit	ihren	Werken	Gegenpositi-

onen	beziehen.	Sieht	Habermas	in	der	Öffentlichkeit	noch	einen	Raum	in	dem	alle	Bürger	rational	

diskutieren	bis	eine	vernünftige	öffentliche	Meinung	entsteht	die	zu	politischen	Entscheidungen	

führt	(Habermas	1991),	betont	Dahrendorf,	dass	eine	dauerhafte	Beteiligung	aller	Bürger	an	diesem	

Prozess	zur	Bildung	einer	öffentlichen	Meinung	utopisch	ist	und	auch	nicht	wünschenswert	sein	

kann.	Für	ihn	muss	es	institutionelle	Möglichkeiten	der	Partizipation	für	den	Bürger	geben,	bei	der	

aus	einer	allgemein	passiven	Öffentlichkeit	eine	aktive	wird	(Dahrendorf	1986).	Luhmann	entwickelt	

mit	seiner	Arbeit	eine	komplett	systemtheoretische	Beschreibung	von	Öffentlichkeit	und	sieht	darin	

ein	Beobachtungssystem	der	Gesellschaft	(Gerhards	1998,	pp.	268).	Öffentlichkeit	kann	somit	als	

Kommunikationssystem	der	Gesellschaft	zwischen	den	Akteuren	Bürger,	Politik	und	Medien	bezeich-

net	werden.	Ihr	Produkt	ist	die	öffentliche	Meinung,	die	von	der	individuellen	Meinung	der	Akteure	

stark	abweichen	kann:	„Legitimität	steht	im	Spannungsfeld	von	politischer	Kultur	und	politischer	

Struktur.	Öffentlichkeit	ist	demnach	eine	notwendige,	keineswegs	aber	hinreichende	Bedingung	von	

Legitimität“	(Sarcinelli	1998,	p.	252).	
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	 Das	Herbeiführen	bindender	Entscheidungen	bedarf	den	ständigen	Einbezug	der	öffentlichen	

Meinung,	aber	es	ist	nicht	nur	die	Aufgabe	der	politischen	Akteure	dieser	Meinung	zu	folgen	und	sie	

umzusetzen.	Nach	Sarcinelli	besteht	auch	ein	hypothetischer	Volkswille,	der	nicht	immer	mit	der	ak-

tuellen	öffentlichen	Meinung	übereinstimmen	muss.	Vor	allem	in	Zeiten	der	Krise	oder	bei	großen	

Reformen	gehen	diese	auseinander.	Die	Akteure	des	politischen	Systems	müssen	für	Zustimmung	bei	

der	Bevölkerung	kämpfen.	Bei	einem	Missachten	der	öffentlichen	Meinung	über	einen	längeren	Zeit-

raum	wird	dies	jedoch	spätestens	bei	der	nächsten	Legitimation	der	politischen	Macht	durch	den	

Souverän	sanktioniert,	z.B.	in	Form	eines	veränderten	Wahlergebnisses	(Sarcinelli	2011,	p.11).	

Symbole	in	der	Politischen	Kommunikation	
Wurden	im	ersten	Schritt	nun	aus	dem	weiten	Feld	der	Politischen	Kommunikation	Ansatzpunkte	für	

die	Beantwortung	der	Forschungsfrage	gefunden,	muss	nun	erklärt	werden,	was	Symbole	sind	und	

welche	Funktion	sie	besitzen.	Fragen	zur	Entstehung	von	Symbolen	und	ihrer	Bedeutung	für	

menschliches	Verhalten,	sollen	unterschiedlich	zu	beantworten	versucht	werden.	Exemplarisch	wer-

den	im	Folgenden	die	Symbolbegriffe	von	Durkheim,	Bourdieu	und	Blumer	dargestellt	und	anschlie-

ßend	im	Sinne	der	Forschungsfrage	hinsichtlich	Politischer	Kommunikation	untersucht.	

	 Emile	Durkheim	

Durch	das	Verwenden	von	Zeichen	ist	es	dem	Individuum	möglich,	seine	Innenzustände	auszudrü-

cken.	Kommunikation	jeder	Art	wird	somit	zur	Grundvoraussetzung	von	gemeinschaftlichen	Hand-

lungen.	Damit	aus	einzelnen	Innenzuständen	eine	Gemeinschaft,	ein	Gemeingefühl	entsteht,	müssen	

die	„Zeichen,	die	sie	ausdrücken,	selbst	wieder	in	einem	einzigen	und	alleinigen	Zeichen	verschmel-

zen“	(Durkheim	1998,	p.	315).	Symbole	entstehen	somit	durch	einen	gruppendynamischen	Prozess,	

welcher	sowohl	für	die	Gruppe,	als	auch	für	das	Individuum	Identität	hervorbringt.	Das	Individuum	

erfährt	die	Bedeutung	von	Symbolen	von	außen,	hat	durch	seine	Handlungen	in	der	Gemeinschaft	

aber	auch	Einfluss	auf	dieses.	Symbole	sind	für	Durkheim	geistige	Konstrukte	und	Bedeutungsträger,	

die	sich	in	irgendeiner	materiellen	Form	in	der	Wirklichkeit	darstellen,	ihre	Bedeutung	aber	von	der,	

dem	Individuum	übergeordneten,	Gesellschaft	erfahren.	Die	Verbindung	von	Form	und	Inhalt	ge-

schieht	durch	die	Kräfte	der	Gesellschaft.	Die	Form	spielt	dabei	eine	untergeordnete	Rolle,	da	sie	nur	

als	Repräsentant	den	Inhalt	in	der	realen	Welt	darstellt,	damit	der	Mensch	auf	etwas,	das	nicht	in	der	

reinen	Gedankenwelt	besteht,	verweisen	kann	(Durkheim	1998).	

	 Pierre	Bourdieu	

Bourdieu	geht	davon	aus,	dass	die	Gesellschaft	als	soziales	Feld	in	unterschiedliche	soziale	Gruppen	

unterteilt	werden	kann.	Akteure	und	Gruppen	stehen	entlang	eines	Machtgefälles	in	Beziehungen	

zueinander.	Die	individuellen	Lebensstile,	zusammen	mit	dem	während	der	Sozialisation	von	der	
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Gruppe	übernommenen	Habitus,	haben	Einfluss	auf	die	individuellen	Beziehungen	der	Akteure	un-

tereinander.	Neben	dem	physischen	Ausdruck	der	Lebensstile	entwickelt	sich	parallel	auch	eine	sym-

bolische	Ebene,	die	dazu	dient,	eine	Gruppe	zu	formen	und	vor	allem	von	Anderen	in	Form	von	signi-

fikanten	Unterscheidungsmerkmalen	abzugrenzen.	Symbole	sind	somit	nicht	an	Objekte	gebunden,	

sondern	bilden	ein	System,	welches	der	Akteur	in	Bezug	der	jeweiligen	Umwelt	interpretieren	muss.	

Symbole	werden	zu	semantischen	Repräsentanten	innerhalb	der	sozialen	Ordnung.	Die	soziale	Grup-

pe	stattet	den	Akteur	zunächst	mit	einem	symbolischen	Kapital	aus,	welches	den	Kontext	für	Symbo-

le	bildet.	Der	Akteur	kann	sich	verschiedenen	Kontexten	unterschiedlicher	Gruppen	bewusst	werden	

und	sein	symbolisches	Kapital	vermehren.	Diese	Sichtweise	führt	dazu,	dass	Symbolen	Macht	zuge-

sprochen	wird.	Denn	soll	beim	symbolischen	Kapital	das	Prestige	durch	das	Umfeld	anerkannt	wer-

den,	so	muss	der	richtige	Gebrauch	von	Symbolen	auch	im	jeweiligen	Kontext	anerkannt	werden.	Die	

Bedeutung	von	Symbolen	und	deren	korrekter	Einsatz	stehen	somit	im	direkten	Bezug	zur	Stellung	

des	Akteurs	innerhalb	des	sozialen	Feldes.	Sie	drücken	auf	semantische	Weise	die	Unterschiede	im	

sozialen	Feld	aus	(Bourdieu	1984).	

	 Herbert	Blumer	

Obwohl	Blumer	seine	Theorie	des	Symbolischen	Interaktionismus	in	einem	Bestandteil	des	Titels	

nach	dem	Symbol	benannt	hat,	bleiben	seine	Ausführungen,	was	dieser	Begriff	konkret	beinhaltet	

und	umfasst,	unpräzise.	Die	Sichtweise,	Bedeutungen	aus	einem	interpretativen	Akt	des	Individuums	

herzuleiten	und	darin	einen	andauernden	Prozess	zu	sehen,	ermöglicht	es	jedoch,	den	Symbolbegriff	

von	einer	universellen	Geltung	zu	lösen.	Symbole	erschaffen	durch	ihre	Verwendung	in	der	Interakti-

on	symbolische	Welten.	Dies	bedeutet,	dass	sie	als	gedankliches	Konstrukt	die	subjektive	Wirklichkeit	

von	Personen	durch	die	Interaktion	hervorbringen	und	sichtbar	werden	lassen	und	die	symbolische	

Welt,	auf	Grundlage	der	individuellen	Bedeutung	von	allen	wahrnehmbaren	Objekten,	schaffen.	Bei	

der	Interaktion	gilt	es	auch	immer,	durch	die	Handlung	die	Beziehung	zwischen	Personen	auszuhan-

deln.	Geht	Blumer	davon	aus,	dass	durch	die	Interpretation	von	Handlungen	die	Bedeutung	vom	

Individuum	selber	hervorgebracht	wird,	kann	nun	davon	ausgegangen	werden,	dass	sich	bei	einem	

Fortführen	der	Kommunikation	eine	Beziehung	zwischen	den	Kommunikanten	entwickelt,	die	einem	

die	Macht	zuschreibt,	Dingen	Identität	durch	Kommunikation	zu	geben	und	zu	nehmen.	Dieser	Vor-

gang	führt	dazu,	dass	Personen,	denen	die	mächtigere	Position	in	einer	Beziehung	zugesprochen	

wird,	durch	Benennen	Einfluss	auf	die	Interpretationen	nehmen	können.	Das	Gegenüber	gestattet	

der	Person,	dessen	Interpretation	einer	Handlung	als	seine	eigene	Interpretation	zu	übernehmen	

(Blumer	2013).	

	 Soweit	die	unterschiedlichen	Begriffsverständnisse.	Doch	welchen	Stellenwert	besitzen	Sym-

bole	nun	für	die	Politische	Kommunikation?	
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	 Für	Durkheim	stellen	Symbole	geistige	Konstrukte	dar,	die	durch	die	Gesellschaft	mit	Bedeu-

tung	versehen	werden	und	in	einer	beliebigen	materiellen	Form	in	der	Wirklichkeit	auftreten.	Sämtli-

che	Kommunikation	der	Akteure	des	Beziehungsgeflechts	in	der	Öffentlichkeit	würde	über	Symbole	

geschehen,	deren	Bedeutung	die	öffentliche	Meinung	den	Akteuren	zur	Verfügung	stellt.	Doch	diese	

Sicht	birgt	Probleme.	Die	öffentliche	Meinung	muss	von	den	Akteuren	aktiv	beeinflussbar	bleiben.	

Wird	sie	mit	dem	gruppendynamischen	Prozess	gleichgesetzt,	der	nach	Durkheim	Symbolen	von	au-

ßen	die	Bedeutung	zuweist,	steht	die	öffentliche	Meinung	als	universal	geltendes	Element	in	der	

Öffentlichkeit.	Die	Akteure	könnten	sie	nicht	verändern	und	sie	nicht	als	Grundlage	der	Legitimität	

durch	die	Öffentlichkeit	nutzen.	

	 Politische	Entscheidungen	sind,	zu	einem	großen	Teil,	auch	mit	der	Durchsetzung	von	Macht	

verbunden.	Für	Bourdieu	entsteht	Macht	aus	dem	Gefälle	innerhalb	der	sozialen	Ordnung.	Der	rich-

tige	Gebrauch	von	Symbolen	muss	von	der	jeweiligen	Gruppe	anerkannt	werden.	Symbolen	wird	

somit	Macht	zugesprochen.	Ihr	korrekter	Einsatz	bringt	den	Akteur	in	eine	mächtige	Position.	Derje-

nige,	der	sein	symbolisches	Kapital	richtig	einzusetzen	vermag,	kann	sich	der	Zustimmung	seiner	

Gruppe	gewiss	sein.	Bourdieu	spricht	Akteuren,	die	politisch	Handeln,	somit	auch	Akteuren	die	Politi-

sche	Kommunikation	betreiben,	das	Vermögen	zu,	Symbole	als	Repräsentationen	der	sozialen	Welt	

verändern	zu	können.	Der	Politisch-Handelnde	ist	also	in	der	Lage,	die	von	den	Akteuren	anerkannte	

soziale	Welt	zu	verändern,	indem	die	Vorstellung	über	diese	Welt	bei	den	Akteuren	geändert	wird.	

Politische	Kommunikation	wird	von	den	Akteuren	genutzt,	um	Macht	über	Bedeutungen	zu	erlangen.	

	 Auch	Blumer	beschäftigt	sich	mit	der	Macht	in	Verbindung	mit	der	Bedeutung	von	Symbolen.	

Doch	anders	als	bei	Bourdieu	erlangt	ein	Akteur	Macht	nicht	aus	seiner	Position	im	sozialen	Feld,	

sondern	durch	die	Beziehung	zu	anderen	Akteuren	während	diese	miteinander	interagieren.	Für	die-

sen	Vorgang	implementiert	er	in	seiner	Theorie	den	Begriff	des	Machtspiels.	Blumer	erläutert,	dass	

Macht	wichtig	ist,	um	die	Interessen	einer	Gruppe	durchsetzen	zu	können.	Macht	besteht	damit	

nicht	vor	dem	Eingehen	einer	Beziehung,	sondern	wird	in	ihr	durch	die	symbolvermittelte	Kommuni-

kation	allmählich	aufgebaut	und	unterschiedlich	verteilt	(Blumer	2013,	pp.	176).		

	 Für	die	Politische	Kommunikation	bedeutet	dies,	dass	alle	Akteure	des	Beziehungsgeflechts	

nach	der	Macht	streben,	die	Bedeutung	von	Symbolen	zu	beeinflussen,	um	ihre	Interessen	in	der	

öffentlichen	Meinung	durchsetzen	zu	können	und	damit	Legitimation	von	politischen	Handlungen	

herstellen	zu	können,	oder	diese	zu	verweigern.	Bei	Bourdieu	ist	die	Macht	an	den	Akteur	gebunden.	

Durch	das	geschickte	Ausspielen	seiner	Kapitalien,	kann	er	die	Machtposition	erlangen	und	die	Be-

deutungen	nach	seinen	Vorstellungen	schaffen	oder	abschaffen.	Blumers	Machtverständnis	ist	klar	

an	die	Beziehung	der	Akteure	und	damit	an	die	Interaktion	gebunden.	Politische	Kommunikation	

wird	genutzt,	um	diese	Machtbeziehung	herzustellen.	Die	Rolle,	die	Symbole	für	die	Politische	Kom-
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munikation	spielen,	kann	ausgehend	von	der	Forschungsfrage	damit	beantwortet	werden,	dass	der-

jenige,	der	die	Deutungsmacht	über	sie	besitzt,	seine	politischen	Handlungen	legitimieren	kann.	

Kultur	und	Recht	als	Synonyme	philosophischer	Richtungen	
Die	Hälfte	der	Forschungsfrage	ist	somit	beantwortet.	Folgend	werden	mit	den	Werken	von	John	

Rawls	und	Charles	Taylor	zwei	unterschiedliche	Gesellschaftskonzeptionen	dargestellt,	um	zu	er-

gründen	auf	welche	gesellschaftlichen	Grundlagen	sich	die	Rolle	der	Symbole	beziehen	muss.	Rawls	

ist	dem	Lager	der	liberalen	Philosophie	zuzuordnen	und	Taylor	dem	der	Kommunitaristen.	Die	im	

Titel	verwendeten	Begriffe	Recht	und	Kultur	stehen	als	Synonyme	für	diese	politischen	Philosophier-

ichtungen.		

	 Rawls	stellt	in	seinem	Werk	Eine	Theorie	der	Gerechtigkeit	selbige	als	oberstes	Ziel	einer	Ge-

sellschaftsordnung	dar.	Sämtliche	Bürgerrechte	müssen	dem	Gerechtigkeitsprinzip	entspringen	und	

besitzen	bleibende	Geltung.	Grundlage	einer	gerechten	Gesellschaftsordnung	ist	ein	Gesellschafts-

vertrag,	eine	Idee,	die	schon	die	Philosophen	Locke,	Rousseau	und	Kant	in	ihren	Werken	behandelt	

haben.	Damit	die	Gesellschaft	die	Gerechtigkeitsgrundsätze	nach	dem	Prinzip	der	Fairness	in	einen	

Vertrag	fixieren	kann,	muss	sie	sich	zuvor	in	einer	Situation	befinden,	in	der	sie	sich	auf	diese	einigt.	

Rawls	geht	von	einem	hypothetischen	Urzustand	aus,	der	die	Charakteristika	der	Gleichheit,	des	Ge-

rechtigkeitssinns	der	Menschen	und	deren	Willen,	die	erarbeiteten	Grundsätze	als	verbindlich	anzu-

erkennen,	aufweist.	Nicht	jedes	Mitglied	einer	Gesellschaft	kann	in	den	Genuss	der	besten	Stellung	in	

ihr	gelangen.	Damit	im	Urzustand	niemand	die	Gerechtigkeitsprinzipien	nach	seinem	eigenen	Inte-

resse	zuschneiden	kann,	müssen	den	Menschen	in	dieser	Situation	bestimmte	Informationen	vor-

enthalten	werden.	Rawls	wendet	dafür	eine	gedankliche	Konstruktion	an,	die	er	den	Schleier	des	

Nichtwissens	nennt.	Die	universell	geltenden	Gerechtigkeitsgrundsätze,	auf	denen	seiner	Meinung	

nach	jede	Gesellschaft	aufgebaut	werden	sollte,	bestehen	in	hierarchischer	Ordnung	aus	Freiheit,	

Chancengleichheit	und	dem	Differenzprinzip	(Rawls	2012).	

	 Die	kommunitaristische	Philosophie	bildet	den	klaren	Gegenpol	zur	liberalen	Sichtweise	auf	

eine	gerechte	Gesellschaft.	Sie	bestreitet,	dass	das	Recht	Vorrang	vor	der	Kultur	und	den	Werten	

einer	Gesellschaft	haben	sollte	(Rommerskirchen	2015,	p.	163).	Taylor	kritisiert	in	seinem	Werk	Mul-

tikulturalismus	und	die	Politik	der	Anerkennung,	dass	ein	Gesellschaftsvertrag	eine	Gesellschaft	zu	

stark	homogenisiert	und	die	unterschiedlichen	Identitäten	der	Menschen	und	gesellschaftlichen	

Gruppen	nicht	anerkennt.	Seiner	Meinung	nach	muss	diese	Anerkennung	erst	gewonnen	werden	und	

stellt	somit	ein	elementares	menschliches	Streben	in	einer	Gesellschaft	dar.	Taylor	leitet	aus	der	

Bedeutung	der	Anerkennung	die	besondere	Stellung	von	Beziehungen	zwischen	Menschen	ab.	Den	

Prozess,	Anerkennung	auf	einer	gesellschaftlichen	Ebene	zu	erlangen,	nennt	Taylor	Politik	der	gleich-

heitlichen	Anerkennung.	Dieser	Begriff	vereint	zwei	unterschiedliche	Ansätze.	Auf	der	einen	Seite	die	
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Politik	des	Universalismus,	welche	die	gleichen	Grundsätze	für	alle	Bürger	betont.	Auf	der	anderen	

Seite	hat	die	moderne	Identitätsvorstellung	eine	Politik	der	Differenz	hervorgebracht.	Während	eini-

ge	Philosophen	beide	Positionen	für	unvereinbar	halten,	sieht	Taylor	in	den	beiden	Ansätzen	zur	

Politik	der	Anerkennung	kein	Widerspruch.	Er	beschreibt	ein	Modell,	dass	auch,	wie	bei	der	Politik	

des	Universalismus,	bestimmte	Rechte	für	jede	Person	unterschiedslos	bestehen.	Darüber	hinaus	

werden	allerdings	Sonderrechte	eingeräumt,	die	es	den	Menschen	ermöglichen,	freiheitlich	ihre	

Identität	auszuleben	und	in	ihrem	kulturellen	Kontext	kollektive	Ziele	zu	verfolgen	(Taylor	2009).	

Fazit:	Die	Rolle	der	Symbole	bei	Liberalen	und	Kommunitaristen	
Welche	Rolle	spielen	Symbole	in	der	Politischen	Kommunikation	bei	den	Liberalen?	Nach	Rawls	Theo-

rie	muss	der	Einsatz	von	Symbolen	in	der	Politischen	Kommunikation	seinen	drei	Gerechtigkeits-

grundsätzen	entsprechen.	Zunächst	soll	die	Freiheit	betrachtet	werden.	Für	Rawls	besitzt	das	Mit-

glied	einer	gerechten	Gesellschaft	genauso	viele	Grundfreiheiten,	wie	sie	sich	mit	den	gleichen	

Grundfreiheiten	eines	anderen	Mitglieds	vertragen.	Politische	Kommunikation	in	demokratischen	

Gesellschaften	bedarf	vor	allem	der	Meinungs-	und	Informationsfreiheit,	damit	die	öffentliche	Mei-

nung	von	vielen	unterschiedlichen	Meinungen	geprägt	werden	kann.	Nur	ein	freies	Mitglied	der	Ge-

sellschaft	wird	an	dem	politischen	Prozess	partizipieren.	Freiheit	bildet	für	die	Forschungsfrage	die	

Grundlage,	damit	ein	Kampf	um	die	Deutungsmacht	der	Symbole	überhaupt	geführt	werden	kann.	In	

einer	Gesellschaft	unfreier	Mitglieder	gäbe	es	eine	feste	Deutungshoheit	des	Akteurs,	dem	die	politi-

sche	Macht	innewohnt.	Damit	politische	Handlungen	legitimiert	werden	können,	bedarf	es	somit	

einer	Meinungsvielfalt,	die	auf	den	Grundfreiheiten	aufbaut.	Der	nächste	Gerechtigkeitsgrundsatz	ist	

der	der	Chancengleichheit.	Auf	die	Frage	bezogen	bedeutet	dies,	dass	jedes	Mitglied	gleichen	Zugang	

zur	Öffentlichkeit	besitzen	muss.	Die	Öffentlichkeit	ist	der	Raum,	in	dem	in	der	Politischen	Kommuni-

kation	der	Kampf	um	die	Deutungsmacht	von	Symbolen	stattfindet.	Jedes	Mitglied	muss	unter	glei-

chen	Voraussetzungen	in	diesen	Kampf	gehen	und	diesen	auch	gewinnen	können.	Der	letzte	Grund-

satz	den	Rawls	formuliert,	ist	das	Differenzprinzip.	Ungleichheit	muss	so	gestaltet	sein,	dass	sie	dem	

am	wenigsten	Begünstigten	dennoch	eine	Verbesserung	in	Aussicht	stellt.	Die	Deutungsmacht	kann	

nur	einem	Akteur	zugesprochen	werden,	wodurch	ein	Ungleichgewicht	in	der	Machtverteilung	ent-

steht.	Für	Rawls	ist	dies	dann	akzeptabel,	wenn	die	Akteure,	welche	den	Machtkampf	verloren	ha-

ben,	dennoch	davon	profitieren.	Die	Deutungshoheit	wird	dazu	verwendet,	Legitimität	für	politische	

Handlungen	herzustellen.	Diese	Handlungen	münden	in	für	die	Gesellschaft	bindenden	Entscheidun-

gen.	Das	Differenzprinzip	ist	dann	eingehalten,	wenn	diese	Entscheidungen	dem	Verlierer	des	

Machtkampfes	dennoch	eine	Verbesserung	erfahren.	Derjenige	Akteur,	welcher	die	Deutungsmacht	

über	Symbole	erlangt,	kann	allerdings	diese	nicht	nach	Belieben	deuten,	da	nach	Rawls	Auffassung	

das	Recht	immer	Vorrang	besitzt.	Durch	die	Universalität	der	Gerechtigkeitsgrundsätze	im	Gesell-

schaftsvertrag	müssen	sich	seine	Deutungen	immer	auf	diesen	beziehen	und	ihm	entsprechen.	Doch	
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ist	er	im	Stande	dies	nachzuweisen,	besitzt	seine	Deutung	klare	symbolische	Gehalte,	welche	für	die	

gesamte	Gesellschaft	universell	bindend	sind.	Die	Frage	nach	der	Rolle	der	Symbole	in	der	Politischen	

Kommunikation,	vor	dem	Hintergrund	der	liberalen	Philosophie,	ist	damit	zu	beantworten,	dass	sie	

für	die	Gesellschaft	universell	geltende	Deutungen	des	Gesellschaftsvertrages	hervorbringen.	

	 Welche	Rolle	spielen	Symbole	in	der	Politischen	Kommunikation	bei	Kommunitaristen?	Taylor	

stellt	mit	seiner	Theorie	der	Politik	der	Anerkennung	ein	anderes	Verständnis	von	einer	gerechten	

Gesellschaft	dar.	Die	Gerechtigkeitsgrundsätze	einer	Gesellschaft	können	nicht	für	jedes	Mitglied	und	

jede	Gruppe	universell	gelten,	da	sonst	dadurch	die	persönlichen	und	kulturellen	Identitäten	der	

Mitglieder	der	Gesellschaft	missachtet	werden.	Taylors	Modell	für	eine	gerechte	Gesellschaftsord-

nung	sieht	vor,	dass	den	Mitgliedern	einer	Gesellschaft	sowohl	gewisse	universell	geltenden	Rechte	

zugesprochen	werden,	als	auch	Sonderrechte,	die	ihre	Identität	und	Kultur	berücksichtigen.	Zwischen	

den	beiden	Rechten	muss	ständig	abgewogen	werden,	welches	mehr	Relevanz	besitzt.	Für	den	Ein-

satz	von	Symbolen	in	der	Politischen	Kommunikation	bedeutet	dies,	derjenige,	der	als	Sieger	des	

Machtkampfes	hervorgeht,	muss	zunächst	den	Respekt	gegenüber	den	anderen	Identitäten	und	Kul-

turen	der	Gesellschaft	ausdrücken.	Da	eine	Gesellschaft	aus	vielen	Gruppen	besteht,	die	alle	aus	

ihrer	Kultur	eigene	Symbolverständnisse	hervorgebracht	haben,	bilden	diese	Gruppen	zunächst	den	

normativen	Rahmen	der	Mitglieder	einer	Gesellschaft.	Die	Wahrung	der	Kulturen	der	verschiedenen	

Gruppen	führt	somit	zu	unterschiedlichen	normativen	Rahmen.	Um	diese	in	einer	Gesellschaft	zu	

vereinen,	bedarf	es	Bindungskräfte	zwischen	den	Gruppen.	Die	Gesellschaft	muss	für	sich	hervor-

bringen	was	das	Gut	sei,	auf	das	sie	sich	berufen	soll.	Sie	muss	als	Gemeinschaft	der	Gleichen	unter-

schiedlicher	Identitäten	angesehen	werden.	Dies	hat	Konsequenzen	für	denjenigen,	der	als	Sieger	

aus	dem	Machtkampf	um	die	Deutungsmacht	von	Symbolen	hervorgeht.	Damit	allen	kulturellen	

Gruppen	gegenüber	Respekt	gezollt	wird,	muss	er	fähig	sein,	die	Bedeutungen	der	Symbole	jeder	

Gruppe	zu	erkennen	und	umzudeuten.	Bezieht	sich	seine	Deutung	auf	generelle	Rechte	muss	er	

neutrale	Symbole	erstellen,	die	von	allen	verstanden	werden.	Alle	Symbole	müssen	die	kollektivisti-

schen	Ziele,	das	Gut	der	Gesellschaft,	berücksichtigen,	damit	die	Bedeutung	der	Symbole	auf	den	

Gerechtigkeitsgrundsätzen	dieser	beruht	und	der	politische	Akteur	Legitimation	für	seine	Handlun-

gen	erzielen	kann.	Die	Frage,	welche	Rolle	Symbole	in	der	Politischen	Kommunikation	bei	Kommuni-

taristen	spielen,	ist	damit	zu	beantworten,	dass	sie	die	Differenz	der	Individuen	anerkennt	und	zur	

Verständigung	über	das	Gut	der	Gesellschaft	beitragen.	

	 Welche	Rolle	spielen	Symbole	in	der	Politischen	Kommunikation	bei	Kommunitaristen	und	

Liberalen?	Was	die	Unterschiede	dieser	Rolle	nach	beiden	Sichtweisen	angeht,	wurden	diese	durch	

die	Unterfragen	dargestellt.	Doch	es	gibt	auch	eine	Gemeinsamkeit,	die	die	beiden	philosophischen	

Richtungen	der	Rolle	der	Symbole	in	der	Politischen	Kommunikation	mitgeben.	Beide	Vorstellungen	
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einer	gerechten	Gesellschaft	basieren	auf	unterschiedlichen	Gerechtigkeitsgrundsätzen.	Doch	stim-

men	beide	Richtungen	darin	überein,	dass	die	Legitimation	politischer	Handlungen	durch	die	Deu-

tungsmacht	überhaupt	auf	Gerechtigkeitsgrundsätzen,	wie	auch	immer	die	Gesellschaft	diese	formu-

liert,	beruhen	müssen,	da	sonst	keine	Legitimation	erreicht	werden	kann.	Die	Forschungsfrage	ist	

demnach	damit	zu	beantworten,	dass	die	Rolle	der	Symbole	darin	besteht,	über	die	Deutungsmacht	

und	in	Bezug	auf	die	geltenden	Gerechtigkeitsgrundsätze	Legitimation	für	politische	Handlungen	

herzustellen.		

	 Resümierend	kann	festgehalten	werden,	dass	die	Beantwortung	der	Forschungsfrage	eines	

umfassenden	Theorierahmens	bedurfte.	Reflektierend	muss	gesagt	werden,	dass	viele	der	behandel-

ten	Theorien,	besonders	bei	der	Erläuterung	der	unterschiedlichen	Perspektiven	auf	Politische	Kom-

munikation,	nur	in	Auszügen	in	diesem	Artikel	behandelt	werden	konnten.	Es	wird	kein	Anspruch	auf	

Vollständigkeit	dieser	erhoben.	Dieses	Vorgehen	führte	sicherlich	an	der	einen	oder	anderen	Stelle	

zu	Unschärfen,	doch	stand	die	Beantwortung	der	Forschungsfrage	im	Fokus.	

	 Dass	Symbole	einen	Einfluss	auf	die	Politische	Kommunikation	und	damit	auf	die	Gesellschaft	

besitzen,	wie	dieser	Einfluss	zustande	kommt	und	dass	ihre	Bedeutungen	gesellschaftlichen	Gerech-

tigkeitsgrundsätzen	entspringen	müssen,	sind	Ansatzpunkte	für	eine	weitere	Untersuchung	des	For-

schungsfeld	hinsichtlich	dieser	Thematik.	Weitere	Fragen	könnten	sein:	Gibt	es	Unterschiede	in	den	

Beziehungen	zwischen	den	Akteuren	der	Politischen	Kommunikation?	Wie	ist	das	Verhältnis	von	

Politik	und	Medien	zueinander	und	welchen	Einfluss	hat	dies	auf	den	Machtkampf	um	die	Deu-

tungsmacht?	Spielen	Symbole	in	der	Politischen	Kommunikation	nicht-demokratischer	Gesellschaf-

ten	dieselbe	Rolle?		

	 In	der	Einleitung	wurde	die	Beobachtung	erwähnt,	dass	gerade	in	schwierigen	Krisenzeiten	

die	Gesellschaft	innere	Spannungen	aufweist	und	politische	Entscheidungen	nicht	immer	von	der	

gesamten	Gemeinschaft	akzeptiert	werden.	Dazu	soll	abschließend	festgehalten	werden,	dass	ein	

Rollenverständnis	der	Symbole	in	der	Politischen	Kommunikation	unter	einer	kommunitaristischen	

Perspektive	eine	Chance	darstellen	kann,	dieses	Problem	zu	lösen.		
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